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Beschimpfung 
statt Politik 
w'e immer — das war früher so bei dem Abge- 
ordneten Helmut Schmidt, das ist heute so bei 
Jjem Bundeskanzler Helmut Schmidt —, wenn 
Qer Herr Bundeskanzler politisch nicht mehr 
weiter weiß, greift er zu einem altbewährten 
Fe2ePt. Er greift alle und jeden an, er zitiert 
a,sch, er diffamiert Andersdenkende, und er 

®etzt andere Verfassungsorgane herab. Dies 
gellte Helmut Kohl in der Debatte über das 
°9enannte Beschäftigungsprogramm der Ko- 

U'Won am 25. März 1982 im Deutschen Bun- 
aestag fest. 

err Bundeskanzler, Ihr Bild von der Geschichte 
®ht längst fest. Ich will dem nichts hinzufügen. Ich 
"I nur eines sagen, in der Geschichte der Bundes- 
Publik Deutschland gab es bei allen Schwierigkei- 
n und Problemen, die aus natürlichen Spannungen 
•sehen Verfassungsorganen entstehen können, 

°ch nie einen Regierungschef, der über ein anderes 
J^fassungsorgan in einer solchen herabsetzenden, 

namierenden Weise gesprochen hat, wie Sie das 

. s ganze Verfassungsverständnis, das ganze Repu- 
Jkverständnis des' Helmut Schmidt wird deutlich, 
r 

nn ef darüber spricht, daß die Herren im Bundes- 
, uber Stimmpakete verfügen und Stimmpaketinha- 

r sind. Herr Bundeskanzler, uns trennen in diesem 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Zusammenhang Welten in unserem Ver- 
fassungsverständnis. Ein Mann wie Ge- 
org-August Zinn würde sich schämen, daß 
ein deutscher Sozialdemokrat solches 
hier sagt. 

Herr Bundeskanzler, Sie wissen so 
gut wie ich, daß es beispielsweise in 
Ihrer Regierungszeit seit 1974 zu kei- 
nem Zeitpunkt im Bundesrat eine 
Blockade gegeben hat. In der 8. Le- 
gislaturperiode von 1976 bis 1980 — 
die Zahlen für die letzten zwei Jahre 
skid in der Relation ähnlich — haben 
der Deutsche Bundestag und der 
Bundesrat 354 Gesetze verabschie- 
det. Von diesen 354 Gesetzen sind elf 
Gesetze am Einspruch des Bundes- 
rats gescheitert. Bei wenigstens sie- 
ben dieser elf Gesetze ist der Herr 
Bundesfinanzminister Matthöfer heu- 
te froh, daß sie am Einspruch des 
Bundesrats gescheitert sind. 

Wer noch einmal zurückblickt in die Stun- 
de der Verfassungswerdung des Grund- 
gesetzes, wer weiß, daß die Väter und 
Mütter dieses Grundgesetzes sehr wohl 
aus dem Ertrag deutscher Geschichte, 
auch aus der Erfahrung der Verfassungs- 
geschichte dieses Jahrhunderts dieses 
Verfassungsorgan so geschaffen haben, 
der weiß auch, Herr Bundeskanzler, wie 
wenig Sie in der Lage sind, den Geist der 
Geschichte und die Erfahrung unseres 
Verfassungslebens überhaupt zu erfas- 
sen. 
Es entspricht Ihrem Stil und Ihrer Um- 
gangsform, daß Sie sich hier hinstellen 
und die Kollegen aus den Ländern be- 
schimpfen. Sie sind seit 1974 im Amt. In 
acht Jahren hat es der Bundeskanzler Hel- 
mut Schmidt für nötig befunden, sage und 
schreibe fünfmal vor dem deutschen Bun- 
desrat zu erscheinen und zu sprechen. 
Auch diese Zahl macht deutlich, welche 

Umgangsformen unter Verfassungsorga- 
nen Sie für selbstverständlich halten. 
Ihre Regierung ist doch in Wahrheit längst 
entscheidungsunfähig. Am 5. Februar ha- 
ben Sie mit dramatischem Theaterdonner 
im    Bundestag   eine   Vertrauensabstim- 
mung   herbeigeführt,  an  die  sich  kaum 
noch jemand  erinnert.  Aber erst einen 
ganzen Monat später haben Sie im Bun- 
destag die Vorlagen eingebracht, für die 
Sie eigentlich mit der Vertrauensabstim- 
mung die Zustimmung der Bundestags' 
mehrheit dokumentieren wollten. 
Wie es in Wahrheit mit der Unterstützung 
Ihrer Politik steht, das zeigt sich ja aucn 
bei den vorgeschlagenen Änderungen im 
Mietrecht, die wir seit Jahren fordern un 
beantragt haben, für die Sie sich jetz 

auch aussprechen und die dennoch v0 

den Koalitionsfraktionen im federführen- 
den Bundestagsausschuß wieder auf E' 
gelegt wurden. 

Das ist doch das Elend mit Ihrer P°|'' 
tik, daß Sie sich gegen die Blockade 
in Ihren eigenen Reihen nicht durc ' 
setzen können: Kaum daß die neue 
Initiativen zum Mietrecht angekündiS 
waren, versuchte sie Ihr Wohnung 
bauminister Haack als ein bloßes 
periment — begrenzt auf zwei JaJ'J 
—   herunterzuspielen.   Und   eilfertl* 
übernahmen   Sie   dann   auch   n°c 

selbst diese Vorstellung. 

Sie wissen seit langem, daß Sie für die & 
höhung der Mehrwertsteuer in Gesetzt 
bungsverfahren   keine   Mehrheit   bekom^ 
men werden. Ihr Wirtschaftsminister Gr 

Lambsdorff erklärt, daß dann eben da 
Programm durch zusätzliche  Einsparu 
gen finanziert werde. Die Union hat s 
langem klargestellt, daß wir dafür unse

dt 

Unterstützung anbieten. Aber Herr Bran,j. 
erklärt, daß mit der SPD eine solche ?° 
tik nicht zu verwirklichen sei. Statt dess _ 
will er dann sofort den Vorwahlkampf 
1984 eröffnen. 
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Noch nie in der Geschichte unserer Repu- 
bl'k mußte soviel Geld für die Bezahlung 
der Arbeitslosigkeit ausgegeben werden 
w'e derzeit. Von 1975 bis Jahresende 1982 
werden es weit über 80 Milliarden Mark 
sein. Weshalb lehnen Sie dann in dieser 
^a9e die Zusammenarbeit mit der Union 

D und stimmen statt dessen den ideolo- 
a'schen Falschempfehlungen im Leitan- 
jra9 für den bevorstehenden SPD-Partei- 
ta9 zu. 

s ist die traurige Wahrheit: Das entschei- 
de Hemmnis für die Besserung der La- 

9s in unserem Land 
r~ 'st die sozialistische Verfälschung der 
Sozialen Marktwirtschaft, 
|*7 'st die SPD, die zwar entscheidungsfä- 
J9 'st, aber zäh an der Macht festhält, 
"7" und das sind Sie, Herr Bundeskanzler, 

®r Sie sich mit der Rolle des bloßen 
lat2halters begnügen. 

Dje Union hat ein Konzept vorgelegt, 
das in konsequenter Anwendung der 
Prinzipien Sozialer Marktwirtschaft 
'angfristig wieder Arbeit für alle 
schafft. In seinen grundsätzlichen 
Aussagen stimmt sogar der Jahres- 
wlrtschaftsbericht der Bundesregie- 
rung mit dieser Sieben-Punkte-Offen- 
sive der Union überein. 

Zuh^9'9 iSt eS' den Hausha,t in 0rdnun9 
bringen. Da die Grenzen der Belastbar- 

e|t durch Steuern und Sozialabgaben für 
Zeitnehmer und Unternehmen erreicht 

tp    .9er^t das nur über die Ausgabensei- 
Si h   rzun9en bei Leistungsgesetzen und 

"ventionen  sind  unabweisbar gewor- 
I   n- Wir haben dazu schon im September 

2ten Jahres Vorschläge gemacht. 

Anspruchsdenken und die Ideologie 
**T Umverteilung haben den Sozial- 
staat nicht nur zu teuer gemacht, son- 

ern sie haben inzwischen auch zu 
ungerechtigkeiten, zu Widersprüchen 
Jjnd 2ur Verdrängung seiner Grund- 
,dee »Solidarität" geführt. 

Nicht nur, weil wir sparen müssen, son- 
dern ganz entscheidend auch im Interes- 
se einer gerechten und solidarischen So- 
zialordnung müssen wir unser System der 
sozialen Sicherung neu überdenken. 
Wir brauchen mehr Investitionen. Als Erbe 
Ihrer Politik — die von der Substanz lebt 
— haben wir eine Investitionslücke in der 
Größenordnung von Hunderten von Mil- 
liarden DM. Wir müssen jetzt endlich wie- 
der mehr für unsere Zukunft investieren. 

Bei der Größenordnung, um die es 
geht, ist klar, daß der Staat dabei nur 
den geringsten Teil leisten kann; der 
Schwerpunkt liegt eindeutig bei den 
privaten Investitionen. Dazu muß die 
Finanzkraft  und   die   Eigenkapitalbil- 
dung der Unternehmen gestärkt wer- 
den. 

Wir fordern private und öffentliche Arbeit- 
geber auf, mehr Teilzeitarbeitsplätze, auch 
durch Arbeitsplatzteilung (Job-Sharing) 
anzubieten, wo immer die betriebliche Or- 
ganisation dies zuläßt. Die Ablehnung die- 
ses Vorschlages im Leitantrag des SPD- 
Bundesvorstandes zeigt die sozialpoliti- 
sche Unbeweglichkeit der SPD, in der sie 
einer qualitativen Arbeitsmarktpolitik ge- 
genübersteht. 
Wir wollen die Vermögensbildung der Ar- 
beitnehmer verstärken. Diese Bundesre- 
gierung hat ein Jahrzehnt lang auf dem 
Feld der Vermögenspolitik nichts zuwege 
gebracht, und die Koalitionsfraktionen ha- 
ben unsere Anträge immer wieder abge- 
lehnt. Wir werden eine neue Initiative zur 
betrieblichen Gewinn- und Kapitalbeteili- 
gung ergreifen. 

All dies ist überfällig. Seit Sommer 
wird geredet, gestritten, angekündigt, 
zerredet, laut nachgedacht und leise 
verworfen. Nur gehandelt wurde nicht. 
Die Folge ist noch mehr Stagnation, 
noch mehr Attentismus, noch weniger 
Investitionen und noch weniger Ver- 
trauen in die wirtschaftliche Zukunft. 
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INFORMATION 

Walter Hallstein: Ein großer 
Europäer ist gestorben 
Mit Walter Hallstein haben das freie 
Deutschland und das freie Europa einen 
der großen Männer verloren, die nach 
dem Zweiten Weltkrieg die Fundamente 
für den Wiederaufbau unseres zerstörten 
Landes gelegt und die Voraussetzungen 
für eine freiheitliche Zukunft Deutschlands 
in einem geeinten Europa geschaffen ha- 
ben, erklärte Helmut Kohl. Im Auftrag Kon- 
rad Adenauers führte Hallstein für die 
Bundesregierung die Verhandlungen über 
den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Montan-Union). Nach der erfolgreichen 
Beendigung dieser Mission berief ihn 
Konrad Adenauer — der damals gleichzei- 
tig noch Bundesaußenminister war — zum 
Staatssekretär im Auswärtigen Amt. Von 
den Regierungen der EWG-Staaten wurde 
er dann zum ersten Präsidenten der 
EWG-Kommission gewählt. Kein anderer 
Staatsmann — vielleicht mit Ausnahme 
Charles de Gaulles — hat die europäische 
Politik während dieser Dekade so stark 
geprägt wie er. 

Glückwunsch für Duarte 
Heiner Geißler sandte dem Vorsitzenden 
der Christlich-Demokratischen Partei El 
Salvadors, Jose Napoleon Duarte, zu des- 
sen Wahlerfolg ein Glückwunschtele- 
gramm, in dem es u. a. heißt: Die Wahlen 
haben gezeigt, daß die überwältigende 
Mehrheit des Volkes einen Weg der ge- 
waltlosen Reformen, der Verwirklichung 
einer gerechteren Ordnung gehen will. Wir 
hoffen, daß diese Wahl die Basis für eine 
Befriedung des Landes darstellt. Das ein- 

deutige Votum der Bürger, das trotz des 
Wahlboykotts der linken Parteien und des 
Terrors zustande kam, sollte für diese Par- 
teien Anlaß sein, den Weg der Gewalt zu 
verlassen und ihre Politik zu ändern. 

El Salvador braucht auch nach dieser 
Wahl die Unterstützung aller Menschen 
auf der Welt, die es ernst meinen mit De- 
mokratie, Menschenrechten und sozialer 
Gerechtigkeit. Die CDU wird Sie, sehr ge- 
ehrter Herr Präsident, Ihre Partei und Ihre 
Politik auch in Zukunft unterstützen. 

Die von der CDU/CSU als Wahlbeobach- 
ter nach El Salvador entsandten Bundes- 
tagsabgeordneten Walter Althammer, Can 
Otto Lenz, Lorenz Niegel und Karl Franz 
Lamers haben „keine Anzeichen für einen 
Wahlbetrug" festgestellt. Wie die Politiker 
in Bonn erklären ließen, haben Regierung 
und Armee ihr Wort gehalten und freie 
und geheime Wahlen garantiert. Stimmab- 
gabe und Auszählung hätten dem Wahlge- 
setz entsprochen. 

DDR-Todesgrenze — 
Barbarei in Europa 
Die gesetzliche Formalisierung des bisher 
geheimen Schießbefehls für die DDR' 
Grenztruppen, die dieser Tage von der 
DDR-Volkskammer „beschlossen" wurde, 
steht in klarem Widerspruch zum Grundla- 
genvertrag, aber auch zur KSZE-Schluß- 
akte und den UN-Menschenrechtspake- 
ten. Dies erklärte der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe Deutschlandpolitik und Ber- 
linfragen der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion Peter Lorenz. Wenn jetzt die grausa- 
me Praxis an den DDR-Sperranlagen ge- 
setzlich überhöht und für rechtens erklärt 
wird, so dient das weder einer „Förderung 
friedlicher Beziehungen", ebensowenig ei- 
ner „Entwicklung normaler gütnachbarli 
eher Beziehungen" und schon gar nicht 

dem „Wohle der Menschen in den beiden 
deutschen Staaten". 
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SICHERHEIT 

Atomwaffenfreie Zone in Europa 
ist eine Scheinalternative 
Die Übereinstimmung mit der Sicher- 
heitspolitik der Bundesregierung 
nimmt nicht nur in der SPD rapide 
ab. Auch in der FDP weicht der Kon- 
sens über grundlegende sicherheits- 
politische Ziele allmählich auf. Der 
Widerstand richtet sich vor allem ge- 
9en den NATO-Doppelbeschluß und 
die im atlantischen Bündnis abge- 
sprochene Strategie für eine wirksa- 
me Rüstungskontrolle im Bereich 
der nuklearen Mittelstreckenwaffen. 

Um davon abzulenken, daß sie die 
westliche Position bei den Genfer Ver- 

handlungen zunehmend unterlaufen, neh- 
^n weite Teile der Koalitionsparteien 
n®uerdings bei Utopien Zuflucht. Dazu ge- 
hört die Forderung nach einer atomwaf- 
'enfreien Zone in Europa, wie sie zuletzt 
v°n der FDP Baden-Württembergs erho- 
ben worden ist, erklärt MdB Manfred Wör- 
ner- Stellvertretender Vorsitzender der 
cDU/CSU-Bundestagsfraktion. 
Der schillernde und verführerische Begriff 
^er atomwaffenfreien Zone geistert seit 
uber 20 Jahren durch die sicherheitspoliti- 
Sche Landschaft auch bei uns. Es zeugt 
^°n einem bemerkenswerten Realitätsver- 
^st. daß sie als Zukunftsvision wieder in 
aer Diskussion auftaucht, obwohl die Si- 
cherheit der Bundesrepublik Deutschland 

adurch um keinen Deut verbessert, son- 
ern im Gegenteil mit zusätzlichen Risiken 

j"^d Gefahren belastet würde. Als 
^nschvorstellung wird die atomwaffen- 
reje Zone auch dadurch nicht „real" oder 
-Positiv", daß sie an bestimmte Vorausset- 

zungen wie den erfolgreichen Abschluß 
der Genfer Verhandlungen oder die Ver- 
stärkung der konventionellen Streitkräfte 
geknüpft wird. 
Um es auf einen einfachen Nenner zu brin- 
gen: Eine atomwaffenfreie Zone ist so lan- 
ge mit den Sicherheitsinteressen Westeu- 
ropas nicht vereinbar, wie das erdrücken- 
de sowjetische Übergewicht bei strategi- 
schen Nuklearwaffen — die alle auch Eu- 
ropa treffen können — und die hohe kon- 
ventionelle Überlegenheit des Warschauer 
Paktes erhalten bleiben. Selbst wenn die 
atomwaffenfreie Zone in Europa sich bis 
zum Ural erstrecken würde, läge etwa die 
Bundesrepublik immer noch im Zielbe- 
reich sowjetischer Raketen, die von jen- 
seits des Urals oder auch von Schiffen 
aus gegen Europa eingesetzt werden kön- 
nen. Man darf nicht einfach am grundle- 
genden Tatbestand vorbeisehen, daß die 
Herausnahme von Atomwaffen aus einer 
bestimmten Zone keineswegs mit der Auf- 
hebung der nuklearen Bedrohung von au- 
ßerhalb dieser Zone gleichzusetzen ist. 

Die Gefahr einer nuklearen Erpressung 
Europas ist durch die Schaffung einer 
atomwaffenfreien Zone nicht zu bannen. 
Im Gegenteil, sie würde dadurch noch er- 
höht: 
Die Ablehnung der Stationierung von nu- 
klearen Waffen in Europa sowie die Forde- 
rung, die amerikanischen Kernwaffen ab- 
zuziehen und auf nukleare Einsatzaufga- 
ben für die eigenen Streitkräfte zu verzich- 
ten, läuft auf eine Aufhebung des strategi- 
schen Verbundes zwischen den USA und 
ihren westeuropäischen Partnern hinaus. 
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Die westeuropäischen Staaten würden 
aber nicht nur militärisch, sondern vor al- 
lem politisch von den USA abgekoppelt. 
Sicherheit wäre für Europa nur noch in 
politischer Abhängigkeit von der Sowjet- 
union zu erhalten. Politisches Wohlverhal- 
ten gegenüber der UdSSR würde zum 
obersten Gebot unserer Außen- und Si- 
cherheitspolitik. Dies um so mehr, als der 
Schutz des Atomschirmes aus amerikani- 
scher Sicht Vorbedingung der Stationie- 
rung von US-Truppen in Europa ist. Die 
Forderung nach einer atomwaffenfreien 
Zone muß also jenen Kräften in den USA 
Auftrieb geben, die auf einen Abzug der 
amerikanischen Streitkräfte aus Europa, 
insbesondere aus der Bundesrepublik 
Deutschland hinarbeiten. 

Bei einem Verzicht auf nukleare Waffen als 
dem wichtigsten politischen Instrument 
der Kriegsverhütung drängt sich die ban- 
ge Frage auf, ob Kriege damit nicht wieder 
führbar würden. In den letzten 30 Jahren 
hat die nukleare Abschreckung Kriege in 
Europa verhindert. Wer jene Strategie er- 
setzen möchte, muß plausibel beantwor- 
ten können, was an deren Stelle treten 
soll. 

Hier wird vielfach auf die Verstärkung der 
konventionellen Streitkräfte verwiesen. Sie 
ist in der Tat dringend erforderlich, um die 
immer weiter absinkende Nuklearschwelle 
wiederanzuheben, die Flexibilität der Stra- 
tegie der abgestuften Reaktion wiederher- 
zustellen und damit die politisch kaum 
noch zu verantwortende Abhängigkeit von 
Atomwaffen zu verringern. Die Verstär- 
kung der konventionellen Streitkräfte ist 
aber keine rationale Alternative zur atom- 
waffenfreien Zone: Das würde nämlich ei- 
ne Verdoppelung unserer personellen und 
materiellen Anstrengungen sowie eine 
Verdreifachung unserer finanziellen Auf- 
wendungen erfordern. Dahingehende Vor- 
schläge halte ich für wirklichkeitsfremd 
und   nicht   mehrheitsfähig.   Im   Ergebnis 

würde der Vorschlag einer atomwaffen- 
freien Zone also weniger statt mehr Si- 
cherheit bringen. Den Menschen wird vor- 
gegaukelt, hier gebe es einen Ausweg aus 
der nuklearen Grenzsituation und der da- 
mit verbundenen, durchaus verständli- 
chen Angst. Damit wird eine verhängnis- 
volle Selbsttäuschung genährt. 

Die CDU/CSU findet sich mit dem gegen- 
wärtigen Zustand der Anhäufung nuklea- 
rer Waffen in Europa nicht ab. Statt unrea- 
listische Erwartungen zu wecken und 
Scheinalternativen anzubieten, sollten wir 
uns aber auf realistische, politische Schrit- 
te konzentrieren. Hier sehe ich vor allem 
zwei Wege: 

— Die unbeirrte Fortsetzung der Bemü- 
hungen um eine gegenseitige, kontrollier' 
te Rüstungskontrolle und Abrüstung- P 
gilt, alle erfolgversprechenden Möglichkei^ 
ten auszuschöpfen, sowohl auf dem n 
klearen als auch auf dem konventionelle 
Sektor ein Gleichgewicht der Kräfte au 
dem niedrigstmöglichen Niveau herzust?e 

len. Dazu gehört nicht zuletzt, daß wir d" 
Genfer Verhandlungen  durch  Geschlos- 
senheit,  Festigkeit  und  Geduld förde"!.' 
zugleich aber alle Schritte unterlassen, dl 

die   amerikanische  Verhandlungsposit'0 

unterminieren. Die Forderungen nach 
ner  atomwaffenfreien  Zone  ist  'ns0V^._ 
aber bereits in sich äußerst fragwürdig 
Dadurch,  daß  sie  den  Nachrüstungst^ 
des Doppelbeschlusses indirekt in ^ra^ 
stellt,  muß sie die sowjetische  KonZe 

sionsbereitschaft mindern. 

— Auf längere Sicht ist das Problem d* 
nuklearen Rüstung in Europa und in 
Welt   allerdings   nicht  aus   dem   millta p 
sehen, sondern nur aus dem politisch 
Bereich heraus zu lösen. Eine Lösung ' 
nur dann zu erwarten, wenn es 9elin^_ 
schrittweise eine internationale Ordnu 
zu verwirklichen, die auf Zurückhaltung- 
ideologischer Mäßigung sowie auf P°' 
schem   Interessenausgleich   aufbaut. 
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AGRARBERICHT '82 

Verheerende Bilanz geht zu Lasten 
der Bundesregierung 
Die Ergebnisse des Agrarberichts 
'982 stellen der Bundesregierung 
Jjnd der Koalition von SPD und FDP 
d,e agrarpolitische Note „ungenü- 
gend" aus. Die Bundesregierung und 

e Regierungsparteien haben wie 
Juf anderen Feldern, so auch in der 
A9rarpolitik, versagt. 

In den Wirtschaftsjahren 1979/80 und 
980/81 sind die Einkommen der Bauern 

"•""chschnittlich   nominal   um   insgesamt 
4,5% gesunken. Rund 40% aller landwirt- 

schaftlichen   Vollerwerbsbetriebe   haben 
r ihre Familien nur ein Einkommen er- 
"Ischaften können, das bei oder unter 
eni Sozialhilfeniveau liegt. Die Arbeitszeit 
er Bauern beträgt nachweislich oft mehr 

ais 80 Stunden in der Woche. 
otz   gegenteiliger   Beteuerungen   der 
undesregierung bleibt die negative Ein- 
0rTlrnensentwicklung im Trend bestehen. 
bäuerlich ist, daß die Bundesregierung 
lr,e Silbe über die damit im Zusammen- 

an9 stehenden menschlichen Schicksale 
^erliert, erklärte MdB Ignaz Kiechle in der 

ebatte im  Deutschen  Bundestag.  Das 
Wie ,      »Timer auf Buchführungsergebnissen 

richUhende Zahlenmaterial des Agrarbe- 
n_ts 1982 und eine Auswertung früherer 

I richte beweisen, daß die Einkommens- 
ae der Bauern auch im Verhältnis zu ver- 

vJah° aren Berufsgruppen seit einigen 
hren  immer schlechter wird.  Die Ein- 

sch1mensparität  beträgt   1980/81   durch- 

2aN lttliCh mehr als 30°/o- Bei der großen 

trieh der kleinen landwirtschaftlichen Be- 
en Pe liegt die Einkommensdisparität bei 
b°bis60%. 

Die schlechte wirtschaftliche Lage der 
Bauern ist das Ergebnis einer miserablen 
Gesamtpolitik der Bundesregierung. Unter 
dem Vorzeichen von Massenarbeitslosig- 
keit, Inflation, geringem Wachstum und 
zerrütteten Staatsfinanzen kann auch kei- 
ne vernünftige Agrarpolitik gedeihen. Die 
starken Einkommensrückgänge bei den 
Bauern üben eine außerordentlich negati- 
ve Wirkung auf das Gewerbe im ländlichen 
Raum aus. Im vergangenen Jahr hat die 
deutsche Landwirtschaft praktisch keine 
Nettoinvestitionen mehr vornehmen kön- 
nen. 

Die Bundesregierung und die SPD/FDP ist 
aber auch unmittelbar für die schlechte 
Ertragslage der Bauern verantwortlich. Die 
Bundesregierung hat bewußt die landwirt- 
schaftlichen Erzeugerpreise in den ver- 
gangenen Jahren sehr niedrig gehalten. 
Seit Jahren klafft die Preis-/Kostenschere 
zuungunsten der Landwirtschaft weit aus- 
einander. Die Landwirtschaft mußte den 
„Billigmacher" im Warenkorb spielen. Dar- 
über hinaus belastet die Bundesregierung 
die Bauern mit immer neuen Steuern und 
Abgaben. Dringend notwendige Bundes- 
mittel für investive Aufgaben im Rahmen 
der Agrarstrukturverbesserung und des 
Küstenschutzes werden gekürzt. Soziale 
Leistungen werden zurückgenommen. 

Kurzum: Die Bundesregierung hat das von 
Bundeslandwirtschaftsminister Ertl defi- 
nierte Ziel der Agrarpolitik bei weitem 
nicht erreicht. 

Der noch amtierende Landwirtschaftsmini- 
ster Ertl sagte: 
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„Der leistungsfähige bäuerliche Fami- 
lienbetrieb,       dessen       betrieblicher 
Schwerpunkt in der flächenbezogenen 
Erzeugung liegt, soll nach dem Land- 
wirtschaftsgesetz in die Lage versetzt 
werden, an der allgemeinen Einkom- 
mens-    und    Wohlstandsentwicklung 
teilzunehmen." 

Aus agrarpolitischer Sicht wird es höchste 
Zeit,   daß   diese   Bundesregierung   bald- 
möglichst verschwindet, damit der Scha- 
den nicht noch größer wird. Der beste Be- 
weis dafür, wie Ertl selbst die Gesamt- 
situation einschätzt, ist seine eigene Re- 
de vor dem Bundestag. Sie ist — wenn 
man genau hinhört — ein einziges Klage- 
lied über die Agrarpolitik der Regierung, 
der er selbst angehört. 
Eine von der CDU/CSU geführte Bundes- 
regierung kann der Landwirtschaft auch 
keine Wunder, die in kürzester Zeit zu ver- 
wirklichen wären, versprechen. Sie kann 
aber zusagen, daß in unserem Land wie- 
der geordnete Verhältnisse eintreten wer- 
den, die es auch den Bauern ermöglichen, 
ihre Wirtschaftsverhältnisse und damit ihr 
Leben  wieder  lebenswert  zu  gestalten. 
Voraussetzung dafür ist zunächst die Be- 
seitigung der Arbeitslosigkeit, die Herbei- 
führung von Geldwertstabilität und geord- 
nete Finanzen. 
Im Rahmen dieses Konzepts müssen für 
die Agrarpolitik die bewährten Mittel der 
Preispolitik, der Agrarstrukturpolitik und 
der Agrarsozialpolitik wieder in einen har- 
monischen Dreiklang gebracht werden. 

In derselben Debatte erklärt MdB Egon 
Susset: 
Die Bundesregierung muß in den Agrar- 
preisverhandlungen sicherstellen, daß die 
deutsche Landwirtschaft nicht einseitig in 
der EG stark belastet wird, zumal die wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse der 
Land- und Forstwirtschaft insgesamt au- 
ßerordentlich schlecht sind. Eine weitere 
Möglichkeit, diese nachhaltig zu verbes- 

sern, sieht die CDU/CSU-Fraktion in der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur". Zur Zeit läuft da nichts, 
weder einzelbetriebliche Förderung noch 
Flurbereinigung. Damit könnten gleichzei- 
tig die Arbeitsplatzsituation und die Infra" 
Struktur des ländlichen Raumes verbes- 
sert werden. Sparmaßnahmen sind für die 
Betroffenen immer hart, zumal wenn sie 
den sozialen Bereich treffen. Sie werden 
unerträglich, wenn bei Gewinnen, dje 
größtenteils unter den Sozialhilferichtsät- 
zen liegen, 25% für Sozialbeiträge aufge- 
wendet werden müssen. 
Hohn und Spott ist es, wenn der Pari»' 
mentarische Staatssekretär Gallus emp' 
fiehlt, wenn die Altersversorgung nich 
ausreiche, solle Haus und Hof verkauft 
werden. Es ist bezeichnend, daß die Bun- 
desregierung keine andere Lösung mehr 
hat. Das durch das 2. Haushaltsstruktur- 
gesetz eingeführte Bescheinigungsverfah- 
ren als Voraussetzung für die Lohnsteuer- 
pauschalierung bei Teilzeitarbeitskräften 
ist für viele land- und forstwirtschaftlicne 
Betriebe, die auf Aushilfskräfte in der Sai- 
son angewiesen sind, eine unzumutbar 
Belastung, die rückgängig gemacht we 
den muß. 
Die   Bundesregierung   muß   schnellsten 
das Problem der Fangquote und des Zu 

gangs zu den Fanggebieten lösen, wen 
in der Fischerei und Fischwirtschaft nicn^ 
noch mehr Arbeitsplätze vernichtet we ^ 
den sollen. Die Weinwirtschaft, die £' 
kommensrückgänge von 16 bis 51% n 
te, muß stärker geschützt werden durc 
das Schließen von Gesetzeslücken. 
Die Landwirtschaft hat mit den grö0t?! 
Beitrag zur Konsolidierung des Hausha 
geleistet. Ihr Anteil an Subventionen '•> 
von 37% in 1966 auf 9,6% in 1982 zurück- 
gegangen, ihr Anteil am Gesamthausha 
von 6,7% in 1968 auf 2,5% in 1982. Auf de 
anderen Seite hängt aber jeder 6. Arbei 
platz direkt oder indirekt von der Lan 
und Forstwirtschaft ab. 
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KOALITION 

ghrenberg soll zurücktreten 
den Vorgängen im Zusammenhang mit 

^er Meldepflicht für offene Stellen und der 
Urnutbarkeitsanordnung für Arbeitslose 
rderte der Vorsitzende der Arbeitneh- 

f 
er9ruPPe   der   CDU/CSU-Bundestags- 

nj Jtion Wolfgang Vogt Bundesarbeitsmi- 
rü ur ^^renDer9 auf, von seinem Amt zu- 

zutreten und erklärte u. a.: 

tr 
rr Enrenberg  besitzt weder das Ver- 

w 
U®n der Arbeitnehmer noch  der Ge- 

Ehr ften-  Die  Kette  der  Mißerfo|9e 

S   enber9s reicht von den gescheiterten 
t6n 

lerun9sversuchen seit dem 20. Ren- 
S{   

npassungsgesetz, seinen dumm-drei- 
opf   Auftritten vor Rentnern und Kriegs- 

fPrech 
seiner Unfähigkeit, das Reformver- 

Hun ejner Anerkennung von Erzie- 
torrn^ahren im Rahmen der Rentenre- 
Vor 84 einzuhalten bis hin zu der jetzt 
gen

9esehenen Sondersteuer für Rentner, 
FWnnt Krankenversicherungsbeitrag der 
nan 

er' und der Finanzierung des soge- 
26s 

en Beschäftigungsförderungsgeset- 
uer Bundesregierung. 

st6r 
02ialm'nister, der es dem Finanzmini- 

V6rs
erlaubti sicn an den Beiträgen der 

trär,|ICLrten zu vergreifen, ist eine uner- 
^giiche 2ui 

itije?
nordnung  war  von   Ehrenberg   in- 

keitsa     2umutung. Die neue Z 

itiiert      dnung  war von  Enn 

runn Worden und unter seiner Federfüh- 

^'H DMStanden' Ehrenber9 hatte die 150 

Sins      ' die sicn die Bundesregierung an 
,0Per

arun9en   erhoffte,    bereits   in   die 
Schaftati°n 82  ein9ebracnt- Die Gewerk- 
an0r(j

en kritis'erten diese Zumutbarkeits- 
2Ur R ?n9 Jedoch sofort als „Programm 
Rechte,;arT,pfun9 der Arbeitslosen". Mit 
Unau 

kr'tisiert werden auch Ehrenbergs 
Pf|jcht

9e9°rene Vorschläge einer Melde- 
für offene Stellen, die zwar mehr 

Bürokratie, aber keinen einzigen Arbeits- 
platz zusätzlich bringen würde. 
Kaum eine Woche später nahm das Bun- 
deskabinett — nachdem sich ein Protest- 
sturm in der Öffentlichkeit erhoben hatte 
— alles wieder zurück. Und wie geht es 
jetzt weiter? 

Was immer noch funktioniert: 
der Genossenfilz 
Wo alles zerbröselt, funktioniert eins noch 
immer: der Genossenfilz. Jüngstes Bei- 
spiel für die reibungslose Versorgung der 
Genossen aus öffentlichen Kassen ist die 
Vergabe eines Halbmillionenauftrages 
durch das Bundespresseamt. Der Spre- 
cher der CDU, Walter v. Tiesenhausen, 
teilt mit, daß das mit 3,7 Millionen Exem- 
plaren aufgelegte Blättchen „Politik — In- 
formationen aus Bonn" nicht etwa im Bun- 
despresseamt gefertigt wird, sondern au- 
ßer Haus in Fremdarbeit erstellt wird. Of- 
fenbar sind die 712 BPA-Mitarbeiter über- 
fordert. 

Nutznießer dieser Regelung ist die „Pe- 
tersberg Verlag GmbH" in Bad Honnef bei 
Bonn. Gesellschafter dieser GmbH sind 
Wolfgang Rönnebeck und Ehefrau Isolde. 
Wolfgang Rönnebeck hat sich als ehemali- 
ger Chefredakteur des SPD-amtlichen 
„Sozialdemokrat Magazin" offenbar so 
große Verdienste erworben, daß man ihn 
jetzt verdienen läßt. Übrigens: das Layout 
der Presseamtsbroschüre besorgt Ger- 
hard Keim, der — wen wundert es — auch 
die Gestaltung des „Sozialdemokrat Ma- 
gazin" verantwortet. 

Berlin: Die SPD steht nicht 
mehr zur Verfassung 
Seit dem Bau der Mauer in Berlin gibt es 
eine interfraktionelle Vereinbarung des 
Abgeordnetenhauses von Berlin, daß zu 
Beginn jeder Sitzung des Berliner Parla- 
ments der Präsident sagt: „Ich eröffne die 
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Sitzung des Abgeordnetenhauses von 
Berlin und bekunde unseren unbeugsa- 
men Willen, daß die Mauer fallen und daß 
Deutschland mit seiner Hauptstadt Berlin 
in Frieden und Freiheit wiedervereinigt 
werden muß." 
In der vorigen Woche nun sollte der Vize- 
präsident Alexander Longolius (SPD) in 
Vertretung des abwesenden Präsidenten 
Peter Rebsch (CDU) die Sitzung eröffnen. 
Doch Longolius ließ den weiteren Vizeprä- 
sidenten Klaus Franke (CDU) wissen, daß 
er die Sitzung nicht eröffnen wolle, weil er 
diese oben zitierte Bekundung nicht spre- 
chen solle. Franke eröffnete die Sitzung. 
Hierzu erklärte der stellvertretende Spre- 
cher der CDU Walter Brückmann: 
Hier wird nicht nur von einem hohen parla- 
mentarischen Repräsentanten ein Verfas- 
sungsgebot mißachtet, hier werden auch 
alle Bürger verhöhnt, für die der Wille zur 
Einheit mehr als eine papierne Floskel ist. 
Dies gilt insbesondere für die Menschen 
in der DDR, für die diese Willenserklärun- 
gen nach wie vor — auch mehr als 20 Jah- 
re nach dem Bau der Mauer — Zeichen 
der Zugehörigkeit sind. 
Wenn man berücksichtigt, daß Longolius 
beruflich Leiter des Referats Politische 
Bildung beim Bundesbevollmächtigten in 
Berlin, Abteilung Innerdeutsche Beziehun- 
gen, ist, wird einem klar, welch ein innerer 
Wandel der SPD hinter diesem Verhalten 
eines ihrer Repräsentanten steht. 

Aufklärung über 
Neutronenschutz für 
Sowjetpanzer verlangt 
Die CDU/CSU verlangt von der Bundesre- 
gierung umgehend Aufklärung, ob Berich- 
te zutreffen, denen zufolge der Chemie- 
konzern BASF der Sowjetunion Material 
für einen optimalen Neutronenschutz der 
sowjetischen Panzer geliefert haben soll. 

Die „Welt am Sonntag" hatte unter Beru- 

fung auf den Bundesnachrichtendiens 
(BND) berichtet, durch die auch mit den 
BASF-Lieferungen erfolgte Nachrüstung 
seien die sowjetischen Panzer vom TyP 
T-54 an zwei- bis dreimal besser geQe° 
Neutronenwaffen gesichert als beisp>els 

weise der deutsche Leopard-Il-Panzer. 

Der verteidigungspolitische Experte de 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter-Kun 
Würzbach, meinte, sollte diese Meldung 
zutreffen, handele es sich um den "9r°k 

ten Skandal in der Rüstungsexportpo|jtl 

überhaupt". Die Bundesregierung müss^ 
klarstellen, ob dieser Export mit ihrer Ge^ 
nehmigung erfolgt und mit den BündJ!,Sn 
Partnern im Westen abgestimmt worde 
sei. 

menr 
Jeder 15. Genosse trat aus 
Allein im vergangenen Jahr gaben 
als 650 Genossen des SPD-UnterbeZ'rk 
Frankfurt ihr blaues Mitgliedsbuch zurück 
Jeder 15. Sozialdemokrat der Main-Met^ 
pole kehrte der SPD den Rücken. In d 
hessischen Landeshauptstadt Wiesbad^ 
schrumpfte die Partei um ebenfalls ru 
sechs Prozent. 

Textilaufträge des Bundes 
nicht ins Ausland vergeben 
Die deutsche Textilindustrie ist seit 

et' 

ndzu' 
nen 

liehen   Jahren   dabei,   sich   „gesu 
schrumpfen". Lohnintensive Produktion^ 
wandern mehr oder weniger automatlS 

in die Billiglohnländer.  Der Unionsabg 
ordnete Walter Picard stellt in diesem * 
sammenhang die kritische Frage, ob aJ j 
bei der Beschaffung von Bekleidung u 

Uniformen für Bundeswehr, Bundesgre 
schütz, Polizei, Bahn und Post dieser c 
Wicklung nachgegeben werden soll- 
relativ geringe Preisvorteil bei Auftf ü' 
vergäbe ins Ausland dürfte mit Sicher 
durch die finanziellen Folgen von we'.tekejt 
Betriebsschließungen und Arbeitslosig 
aufgehoben werden. 
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FDP 

Politik der Freidemokraten 
'st ohne klare Linie 
• FDP manövriert sich immer mehr 

n$ Politische Abseits, schreibt Ge- 
®ralsekretär Heiner Geißler in der 

MefcSt?n Aus9abe des »Rheinischen 
Vo   eUr"'lnre en9e Bmdun9 an d'e 

au?B,Üge,kämpfen erschütterte SPD 
' Bundesebene bringt ihr zuneh- 

nßnd deren Probleme. 

A uch die FDP zerfällt inzwischen in zwei 
(ju öl°cke, die sich unvereinbar gegen- 
lUn

erstenen. Sie wird so politisch hand- 
der f Unfäh'9 und gerät in den Abwärtssog 

'hre R D' Nur ~~ wo diese Stück für Stück 

Regierungsunfähigkeit und ihren Cha- 
die pr a'S Volkspartei einbüßt, geht es für 
Nied Ums  Uberleben-  Die Wähler in 
fioii ersacnsen haben der FDP bereits die 
2uq6 der vierten Partei, nach den Grünen, 

^ Dp-Politik hat keine klare Linie mehr: 

unt 
n der Außen- und Sicherheitspolitik 

Preu treiCnt der FDP-Vorsitzende die 
ten 

ndschaft mit den freiheitlichen Staa- 
USA es Westens, die enge Bindung an die 
cj6r , Ar,ders die Linken unter Führung 
d6r B

Un9demokraten: Für sie ist Amerika 
bei Uhmann der Weltpolitik. Sie sind da- 
des 'Illt der Forderung nach Aufhebung 
handi AT°-Doppelbeschlusses die Ver- 
Abrü U

t
n9sposition des Westens bei den 

Scheid Verhandlungen in Genf ent" 
^   IQend zu schwächen. 

Poiit?k
d^r Gesellschafts- und Wirtschafts- 

der § betont die FDP verbal Prinzipien 
keit s°

Zlalen Marktwirtschaft, in Wirklich- 
Wicht

ankti°niert sie aber eine Politik, die 
9e   marktwirtschaftliche   Prinzipien 

— wie etwa die Förderung des Mittelstan- 
des — nicht beachtet. Die Linken in der 
FDP kennzeichnet zudem eine Ausstei- 
germentalität gegen die Industriegesell- 
schaft. Sie sind gegen neue Technologien 
in der Energiesicherung. 
Was der FDP fehlt, ist ein umfassendes 
Programm, das ihrer Politik wieder klare 
Konturen verleihen könnte. Dies versäumt 
zu haben, ist ein Fehler des FDP-Vorsit- 
zenden Genscher. Daß er die Programm- 
arbeit gering schätzte und sich in takti- 
schen Kompromissen erschöpfte, rächt 
sich jetzt. Selbstgefällig verwies er oftmals 
auf die Zerrissenheit der SPD. Er übersah 
dabei, daß der Spaltpilz längst seine eige- 
ne Partei befallen hatte. 
In Genschers Schwäche, für eindeutige 
Zielvorgaben um Zustimmung nicht zu 
kämpfen, liegt die Stärke der Linken in der 
FDP. Sie haben in Köln und Duisburg zum 
Sammeln geblasen. Damit stellt sich die 
Machtfrage in der FDP; denn die Linken in 
der FDP sind nicht irgendwer: Als die 
Jungdemokraten z. B. in Köln bei einem 
Kongreß „Noch eine Chance für die Libe- 
ralen!" offen zum Widerstand gegen die 
von Genscher vertretene Politik aufrie- 
fen, fanden sie Unterstützung bei zehn 
FDP-Bundestagsabgeordneten. Das be- 
deutet: Jeder fünfte FDP-Bundestagsab- 
geordnete distanziert sich öffentlich von 
der Politik des Vorsitzenden. Schon vor 
einem Jahr konnte Genscher beim FDP- 
Parteitag in Köln nur mit einer Rücktritts- 
drohung die Delegierten dazu bringen, 
dem NATO-Doppelbeschluß zuzustim- 
men. 
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• TASCHENGELD 

Leistungsfeindliche 
Gleichmacherei 
Die Union steht zu dem Versprechen 
von Helmut Kohl vom 18. März 1982: 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
wird eigene Vorschläge einbringen, 
um die sozialen Ungerechtigkeiten 
bei der Kürzung des Zusatztaschen- 
geldes für Heimbewohner zu beseiti- 
gen (vgl. UiD 10/82). Inzwischen ha- 
ben SPD und FDP ihre Vorstellungen 
von einer Neuregelung vorgelegt. 
Hierzu der stellvertetende Fraktions- 
vorsitzende MdB Adolf Müller (Rem- 
scheid): 

Der Plan von SPD und FDP, jedem 
Heimbewohner in Zukunft mindestens 

120 und höchstens 147 DM zu zahlen, ist 
leistungsfeindliche Gleichmacherei. Auch 
die vorgesehene Dynamisierung und Be- 
sitzstandsregelung ändert daran im Kern 
nichts. Es ist lediglich der fadenscheinige 
Versuch, ven einer grundlegend falschen 
Weichenstellung in Richtung Sockelrente 
und Einheitsrente abzulenken. 
Die geplante Regelung würde die Lebens- 
leistung eines Rentners, der jahrzehnte- 
lang gearbeitet und immer Rentenbeiträge 
gezahlt hat, auf ganze 27 DM reduzieren. 
Jedem Strolch wird von unserem Recht ei- 
ne Pfändungsfreigrenze von 559 DM mo- 
natlich zugestanden. Rentner, die unter 
Not und Entbehrung diesen Staat aufge- 
baut haben und die nach Inkrafttreten der 
beabsichtigten Neuregelung in Rente ge- 
hen, will man mit 27 DM abspeisen. 
Diese Regelung führt langfristig gerade- 
wegs zur Grundrente und damit zur Ein- 
heitsrente, zumal das Taschengeld wie die 
Renten und das Zusatztaschengeld nur 
wie die Sozialhilfe, also langsamer, stei- 

gen soll. Bei der SPD sind derartige Pläne 

nichts Neues. Daß aber die FDP, die im* 
mer öfter von Leistungsbezogenheit un 
Beitragsgerechtigkeit spricht, da mitspie1. 
beweist einmal mehr, daß bei der f° 
Worte und Taten weit auseinanderfalte^ 
Die Union wird diese Weichenstellung ' 
die falsche Richtung energisch bekämP 
fen. ß 
Die Union will Leistungsgerechtigkeit sta 
Gleichmacherei: Wer in seinem Lebe 
hart gearbeitet und entsprechend Rente^ 
beitrage gezahlt hat, muß auch als Heirn 

bewohner diese Lebensleistung honorie 
bekommen. Unsere Sozialversicherung ' 
eine Solidareinrichtung der Versicherte 
und keine Almoseneinrichtung des Sta 
tes. Sozialversicherung hat etwas mit Le 
stung und Gegenleistung, also mit ü 

rechtigkeit zu tun. 
j fj|- 

Statt den Weg der Gleichmacherei una 
vellierung zu gehen, könnte die Lebens! 
stung auch bei Heimbewohnern z. B ° 
durch besser anerkannt werden, daß jed 

Heimbewohner einen gewissen Proze 
satz seiner Rente behält, den er direkt v 
der Rentenversicherung angewiesen 
kommt. Die von der Koalition vorgese 
nen 5% bis 27 DM sind ein lächerlich 9 
ringer Betrag. Der Prozentsatz, den je 
Rentner   behält,   muß   wesentlich 
sein. 

Diese   Regelung,   die   unabhängig 

höher 

voi*1 

hätte 
Grundtaschengeld   gelten   könnte, 
folgende Vorteile: 

Die eigene Lebensleistung in Form e>9 
ner Beitragszahlung zur Rentenversic 
rung würde auch bei Heimbewohnern 

gemessen anerkannt. . 

Ältere Menschen in Heimen würden n' 
zu Taschengeld- und Almosenempfä'19 

degradiert. ^ 

Mit jeder Rentenerhöhung bekäme aU^ 
der Rentner im Heim eine höhere Ren^ 
Jetzt werden die Rentenerhöhungen 

der Sozialhilfe weggeschnappt. 
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• TORNADO 

Apel hat die Bundeswehr in ihre 
schwerste Krise geführt 
yerteidi gungsminister Hans Apel hat «j. —sjMMyoiimiioKsi nan» npei iiai 

•ich    ^nterdrückun9 inm nachweis- 
en *,U9e9angener Informationen 
hl*L Urch sejn® Entscheidungsunfä- 
Sow«elt dle TORNADO-Finanzmisere 
dp  t die gravierenden Folgeschä- 
den für die Einsatzfähigkeit der Bun- 
«swehr und die Sicherheit der Bun- 

de? rSpub,lk Deutschland verschul- 

nun       Von Apel beseiti9te p,a" 
rju ^skontinuität im Bundesministe- 
dafr       Verteidigung war Ursache 
bei^r*daß sich die Unterdeckung 
te iy TORNADO in derart exorbitan- 
s^.'^^sionen entwickeln konnte, 
OrhUen die Unionsabgeordneten 
(Ne     Lowack und Willy Wimmer 

euss) im Bundestag fest. 

lyl11 Zustimmung Apels wurde im Juli 
der '^ ein Produktionsprogramm mit 
^|t 

lndustrie zur TORNADO-Produktion 
Sch|

einem Volumen von 3,05 Mrd. DM be- 
Abte°.Ssen- Gleichzeitig stellte aber der 
Einve Haushalt-   Padberg,   im 
gege

rnehrnen mit Apel und unter Verstoß 
lecjjn|- ^4 der Bundeshaushaltsordnung 
ein 9 'ch 1-2 Mrd. DM in den Haushalt 1980 
UM ^ußerdem wurden weitere 1,5 Mrd. 
F>r0d "jjs den errechneten und geprüften 
bah 0nskosten herausgestrichen. 
eine

6'War bereits im Haushaltsjahr 1979 
in Höhterdeckung bei MRCA/TORNADO 
der3l MV°n 28° Mi0" DM auf9etreten- von 

das H DM schon als Verlustvortrag in 
den   *u„snaltsjahr 1980 übernommen wer- 

«n der        ' 
Vorlage  des   Generalinspekteurs 

vom 1. Juni 1979 wurde Apel eingehend 
über die Finanzmisere beim TORNADO 
sowie über die Höhe der Unterdeckung 
unterrichtet. 
Der TORNADO-Jahresbericht 1978, den 
Apel am 6. Juni 1979 dem Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages zulei- 
tete, wies ebenso exakt auf diese Unter- 
deckung hin. 

Bereits am 2. Oktober 1979 hatte der Sy- 
stembeauftragte MRCA/TORNADO im 
Bundesministerium der Verteidigung mit- 
geteilt, daß ab November kein Geld mehr 
vorhanden sein würde, um die Rechnun- 
gen für die TORNADO-Produktion zu zah- 
len und daß der zu niedrige Haushaltsan- 
satz in 1980 dazu führen würde, daß ab 
dem 4. Quartal 1980 die von der Industrie 
vorgelegten Rechnungen ebenfalls nicht 
mehr bezahlt werden könnten. 
Zwischen dem 8. August 1979 und dem 3. 
Juni 1980 hat der Systembeauftragte 
MRCA/TORNADO insgesamt zehn Vorla- 
gen, unter anderen an Apel, gefertigt, in 
denen jeweils die Unterdeckung beim 
MRCA/TORNADO in Höhe von mehreren 
hundert Millionen DM angegeben und die 
Fälligkeit und Rechtsverbindlichkeit dieser 
Forderungen mit exakten Daten und Fak- 
ten schlüssig belegt wurden. Auf Weisung 
Apels geschah nichts, dieser drohenden 
Unterdeckung durch entsprechende Maß- 
nahmen zu begegnen. 

In einer Vorlage der Abteilung Haushalt an 
Apel vom 16. Januar 1980 wurde eine Er- 
höhung des Verteidigungshaushalts, ins- 
besondere im Hinblick auf die Unterdek- 
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kung beim MRCA/TORNADO, um 350 
Mio. DM für dringend erforderlich erklärt. 
Am 7./8. Februar 1980 erhielt Apel den 
MRCA-Jahresberichtsentwurf 1979, aus 
dem sich ebenfalls eine Unterdeckung 
beim MRCA/TORNADO in Höhe von 350 
Mio. DM ergab. 
Mitte Februar 1980 erhielt Apel eine Vorla- 
ge des Inspekteurs der Luftwaffe vom 11. 
Februar 1980, die nach den schlüssigen 
Berechnungen der NAMMA wie auch des 
Systembeauftragten MRCA/TORNADO ei- 
ne Unterdeckung beim TORNADO in Hö- 
he von 330 Mio. DM ergab. 
Obwohl der Abteilungsleiter Haushalt 
selbst noch am 31. März 1980 bei den 
Nachtragshaushaltsverhandlungen einen 
Mehrbedarf für militärische Beschaffun- 
gen — MRCA/TORNADO — in Höhe von 
350 Mio. DM beantragt hatte, reduzierte 
er am 11. April 1980 seine Nachtrags- 
haushaltsforderungen auf Weisung des 
Ministers auf lediglich 250 Mio. DM für 
Munitionsbevorratung. Für TORNADO 
wurde trotz der bekannten Unterdeckung 
zwischen 350 und 400 Mio. DM nichts 
mehr beantragt. 
In der Abteilungsleiterkonferenz vom 20. 
Mai 1980 wurde Apel erneut, diesmal 
durch einen umfassenden Vortrag des Sy- 
stembeauftragten MRCA/TORNADO, an 
Hand exakter Berechnungen und schlüs- 
siger Beweisführung über die Preis- und 
Kostenentwicklung TORNADO unterrich- 
tet. Bei dieser Gelegenheit sprach der In- 
spekteur der Luftwaffe ausdrücklich auch 
die akute Unterdeckung TORNADO an 
und verlangte dringend nach Abhilfe, da 
weitreichende Kürzungen in allen Rü- 
stungsbereichen unumgänglich seien. 

Trotzdem erklärte Apel in einer Presseer- 
klärung am 29. Mai 1980 wahrheitswidrig: 

„. . . Die Finanzierung der neuen Waf- 
fengeneration im Haushalt und in der 
Finanzplanung ist voll abgesichert. . . 
Mit dem Haushalt 1980 und dem gel- 

tenden Finanzplan hat die Bundes^ 
die Mittel erhalten, die sie benötigt, ^ 
ihren Auftrag auch in den vor uns »e 

genden Jahren voll zu erfüllen." 
Am   15.   September   1980   unterrichte^ 
Staatssekretär Schnell den Minister übe 
das am 31. Juli 1980 im Bundesministe 
hum der Verteidigung eingegangene rev 
dierte „operational budget" der NA^Rl 
das folgende Fehlbeträge für MRCA/TO 
NADO  aufwies:   1980   =   600  Mio.  D^' 
1981   =  400 Mio. DM. Weiterhin erfun 
Apel bei dieser Gelegenheit, daß die NAM 
MA bereits außerstande sei, im Haushai 
jähr 1980 anfallende Rechnungen in ^° 
von rund 200 Mio. DM zu bezahlen. 
Außerdem erhielt der Minister ca. zV^ 
Wochen vor der Bundestagswahl am 
Oktober 1980 die in seinem Auftrag ® 
stellte sogenannte Langzeitstudie des r 
nungsstabes. Auch in dieser Vorlage W 
die durch Apel verursachte desolate 
nanzsituation der Bundeswehr mit beie 
baren Fakten schonungslos offengeleS • 
Die Schuld an der TORNADO-Finanzrnis 
re (Minderbetrag: 1 Mrd. DM) trägt de 
nach Apel, weil die auf Grund der vertrag 
liehen   Vereinbarungen   vorausseht^ 
Kosten für das MRCA/TORNADO nic.J* n 

erforderlichen  Umfang in den jeweil'9 
Jahreshaushalten eingeplant wurden- 

Minister Apel kannte seit langem un 
vollem Umfang die TORNADO-FinanZ 
sere. Er wußte, daß er mit den ihm 
Verfügung stehenden  Mitteln die H* 
haltsproblematik TORNADO nicht wu 
lösen können. Deshalb versuchte er, 
einer  neuen  wahrheitswidrigen   Beh 
tung die TORNADO-Finanzmisere zu ^ 
schieiern. Diesmal warf er der lndLjSdü- 
Überproduktion vor. Dabei hatte die in   ß 

strie  völlig   korrekt  und  vertragsge ^ 
produziert und geliefert und verlangte 
Recht  die  Begleichung  ihrer  rech|Sefe' 
bindlichen Forderungen für diese 
rungen. 
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WEHRBEAUFTRAGTER 

Jahresbericht deckt erhebliche Fehler 
Und Schwächen der Führung auf 
Bnf )fenr')eauftra9te des Deutschen 
ber- estages hat in seinem Jahres- 
dlk    1981 eine Fra9e aufgegriffen, 
dei« ereits jm Bericht 1980 behan- 
SoiriWOrden lst: das Verhältnis der 
Um     en zu 'nrer gesellschaftlichen 
DriiUelt' Er kommt dabei zu der de- 
n rilerenden Feststellung, daß sich 

fion    Weni9e Soldaten" in der „Posi- 
seh 9ese,,schaftlicher Außenseiter" 

K^ ist dringend geboten, daß sich alle 

selb t antWortlichen ~~ die streitkräfte 

lien 
s*: die politischen Parteien, die Fami- 

lies Scnulen und auch die Kirchen — 
ir,s ®r Er,twicklung entgegenstellen; denn 
Sold geratene   und   demotivierte 
AufQ

a!?n Werden ihrer friedenssichernden 
stellt* scnwer gerecht werden können, 
!rTi  

T MdB Willi Weiskirch dazu fest. 

We
6l^Zelnen sind zum Jahresbericht des 

*u m eauftragten folgende Anmerkungen 
machen: 

uien? 0ft angemahnte und kritisierte 
ist VQ plan9estaltung in den Streitkräften 
nach°rt Bundesrninister der Verteidigung 
ten im Darste"ung des Wehrbeauftrag- 
Wen 

mer noch nicht verbessert worden. 
Wie v      ldaten im Grundwehrdienst nach 
Vo|lstär e'nen Man9el an Auslastung bei 
sich gem Dienstplan beklagen und 
dann ^m   "Gamrr>eln"   verurteilt  fühlen, 
der RISt im lr)teresse der Soldaten und 
ten.   Undeswehr dringend Abhilfe gebo- 

gen^   !!s Mißhandlungen und entwürdi- 
°ehandlung   von   Untergebenen 

gibt, ist höchst beklagenswert, stellt aber 
kein für die Bundeswehr typisches oder 
spezifisches Verhalten dar. Dem Wehrbe- 
auftragten ist ausdrücklich beizupflichten, 
wenn er die „Unsicherheit" rügt, mit der 
auf der jeweiligen Verantwortungsebene 
die tatsächliche und rechtliche Bewertung 
solcher Vorgänge vorgenommen wird. 
Hier zeigen sich die Auswirkungen einer 
mangelhaften Ausbildung. 
Q Der Bundesminister der Verteidigung 
hat, wie der Wehrbeauftragte feststellt, bei 
den von den Umgliederungsmaßnahmen 
für die Heeresstruktur 4 durch Standort- 
wechsel und Umzüge betroffenen Solda- 
ten Hoffnungen und Erwartungen ge- 
weckt, die sich nicht erfüllt haben. Durch 
dieses Fehlverhalten, das erhebliche Kon- 
sequenzen für eine große Anzahl von Sol- 
daten und ihre Familien nach sich gezo- 
gen hat, ist das Vertrauen in die Führung 
der Streitkräfte erschüttert worden. 

0 Die Tatsache, daß grundwehrdienstlei- 
stenden Soldaten die Sparförderung von 
50 DM gestrichen und die staatlichen Bei- 
träge zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung gekürzt worden sind, hat nach den 
Worten des Wehrbeauftragten bei den 
Soldaten „Unverständnis, Unmut, teilwei- 
se sogar Empörung" ausgelöst. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Der Jah- 
resbericht 1981 des Wehrbeauftragten 
spiegelt die Lage in den Streitkräften vor 
dem Hintergrund einer schwieriger gewor- 
denen psychologischen und materiellen 
Situation wider. Er deckt erhebliche Fehler 
und Schwächen der Führung auf. 
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ZITAT 

Bruch in Hessen? 
Die FDP-Spitze betont an einem Wochen- 
ende ihre Nähe zur CDU, am nächsten ih- 
re Bereitschaft zur Fortsetzung der Koali- 
tion mit der SPD. An diesem Wochenende 
hat Innenminister Gries beides geschafft. 
Nachdem er noch vor kurzem den hessi- 
schen CDU-Spitzenkandidaten Dregger 
verunglimpfte, schlug er nun auf Börner 
ein, dessen Zukunftsprogramme er für 
nicht tragbar hält. Dennoch will er mit der 
SPD weitermachen. Sein Kollege Hoffie, 
schon lange viel ungenierter auf CDU- 
Kurs, drückt es eindeutiger aus: Seinen 
Vorstellungen steht die Union näher als 
die SPD. 
Genscher hält es nicht anders, auch er 
verabreicht seinem Koalitionspartner ab- 
wechselnd heiße und kalte Schauer. Offen 
bleibt nur: Wie lange kann die Bundesre- 
publik so weiterfahren, geführt von einer 
Regierung, die von beiden Koalitionspart- 
nern in Frage gestellt wird? Zu den Äuße- 
rungen der FDP-Politiker gesellen sich die 
des SPD-Vorsitzenden Brandt, der von ei- 

# ner Krise und traurigen Bildern spricht 
man in letzter Zeit gegeben habe. f 

Der Wahlausgang in Niedersachsen 
offenbar die Entwicklung zur eigentlic'• 
„Krise", durch die sich endgültig ents

hfelS- 
det, wie es weitergeht, rapide bescn 
nigt. Die FDP will offenbar nicht metir enn 
ger warten, sich abzusetzen, auch JJ ^ 
sie es in Verrenkungen tut, währeno 
SPD sich auf ihr ideologisches Pro tu    . 
sinnt, indem sie beispielsweise 'mrets< 
wieder sozialistische Positionen einnn 
die sie von der FDP trennen. , 
Die Unehrlichkeit der Taktik, die sich ^ 
dersprechenden Erklärungen könnten 
Ende den Trend zu einer absoluten M ^. 
heit der CDU verstärken, wie man em 
gebnis in Niedersachsen und Schien 
Holstein schon warnend ablesen ^n 'fi 

Spekulieren kann man nur noch darU
zUrn 

" Börner-Gries b*^ 

lieh eine Übergangsregierung gibt 

ob die Koalition 
September hält, ob es bis dorthin wu".^e 
lieh eine Übergangsregierung gibt un ^ 
lange sich unter diesen Umstände' ^ 
Koalition in Bonn halten kann. NUr jg 
scheint sicher zu sein: In Hessen ^'^jct1 

Entscheidung über den endgültigen P ^ 
spätestens nach den Wahlen fallen, ^ p 
scheinlich vorher. Dann aber kann

sejfi. 
Bonn nur noch eine Frage der Zeit ^ 

Neue Presse, 29. MW* 
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